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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

1. Abgeordneter 
Dr. Lammert 
(CDU/CSU) 

Wie stellt sich die Bundesregierung eine Beteili-
gung des Parlaments und gegebenenfalls ande-
rer Verfassungsorgane an der Entwicklung der 
Konzeption sowie dem späteren Betrieb der ge-
planten Geschichtsmuseen in Bonn („Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland") 
und Berlin („Deutsches Historisches Museum") 
vor? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

2. Abgeordneter 
Hettling 
(SPD) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Finan-
zierung der Hermes-Raumfähre zu 90 v. H., ge-
mäß des Artikels der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 16. Oktober 1985, gesichert sein 
soll, wenn ja, in welchem Umfang beabsichtigt 
die Bundesregierung, sich am Hermes-Projekt 
mit technologisch-hochwertigen Aufgaben zu 
beteiligen? 

3. Abgeordneter 
Dr. Kübler 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis 
der von ihr in Auftrag gegebenen Untersuchung 
„Ziviler Nutzen militärisch motivierter For-
schung und Entwicklung", wonach das amerika-
nische Raketenabwehrprogramm im Weltraum 
(SDI) nicht mit einem unmittelbaren zivilen 
Technologietransfer zu rechnen ist, und wird 
die Bundesregierung die Öffentlichkeit ent-
sprechend umfassend informieren? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 

4. Abgeordneter 
Kuhlwein 
(SPD) 

Hält die Bundesregierung eine Verkürzung der 
Schulzeit im Zusammenhang mit der Verlänge-
rung des Wehrdienstes bildungspolitisch für ver-
tretbar, und wie beurteilt sie die Auswirkungen 
einer Verkürzung der Schulzeit etwa in der Se-
kundarstufe II auf die Studierfähigkeit? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post-
und Fernmeldewesen 

5. Abgeordneter 
Paterna 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es 
erforderlich ist, die Genehmigung zum Errichten 
und Betreiben von Fernmeldeanlagen nur unter 
solchen technischen Auflagen zu gewähren, die 
sicherstellen, daß es bei bestimmungsgemäßem 
Gebrauch der Anlage nicht zu Beeinträchtigun-
gen bei der Nutzung anderer Fernmeldeanlagen 
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kommt, die unter Einhaltung ihrer Verleihungs-
bedingungen ebenfalls bestimmungsgemäß be-
trieben werden, und kann die Bundesregierung 
in diesem Sinne bestätigen, daß insoweit die 
fernmelderechtlichen Genehmigungen auch 
ausnahmslos mit den entsprechenden techni-
schen Auflagen erteilt werden? 

6. Abgeordneter 
Paterna 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung für den Fall, in dem 
es trotz Einhaltung der in den Verleihungsbedin-
gungen erteilten technischen Auflagen zu einer 
Beeinträchtigung bestimmungsgemäß betriebe-
ner Fernmeldeanlagen kommt, bestätigen, daß 
die Abhilfemaßnahmen an derjenigen Anlage zu 
treffen sind, an der sie auf Grund des physikali-
schen Sachverhalts allein wirksam werden kön-
nen und daß es insoweit zum pflichtgemäßen 
Ermessen der Fernmeldebehörde gehört, im Ein-
zelfall für entsprechende Maßnahmen Sorge tra-
gen zu lassen und im allgemeinen Fa ll  bei der 
Festlegung technischer Auflagen den jeweils 
neuesten Stand von Wissenschaft und Technik 
zu berücksichtigen? 

7. Abgeordneter 
WeiB 
(CDU/CSU) 

Stimmt die Behauptung der Deutschen Postge-
werkschaft, daß etwa 40 v. H. der Stellen der 
Linien- und Zeichenstellen beim Fernmeldeamt 
Kaiserslautern gestrichen werden sollen und 
dies bundesweit unter Einbeziehung anderer 
Fernmeldeämter die Streichung von etwa 1000 
Stellen bedeuten würde? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

8. Abgeordneter 
Heyenn 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Gesellschaft für Gesundheitsforschung, daß die 
konzeptionelle Entwicklung des F riedrich-
Thieding-Stiftung-Programms – trotz eines ge-
schickten, Kontinuität vorspiegelnden verbalen 
Oberbaus – von großer Sprunghaftigkeit und Zu-
fälligkeit gekennzeichnet ist, wenn ja, fühlt sich 
die Bundesregierung also von der Stiftung oder 
dem Hartmannbund getäuscht? 

9. Abgeordneter 
Heyenn 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Hartmannbund- bzw. Stif-
tungsführung, namentlich der Verbandsvorsit-
zende, der Schatzmeister, der Hauptgeschäfts-
führer und weitere Mitarbeiter aus Mitteln des 
Programms allein über zehn Reisen nach West-
afrika durchgeführt haben, die das Gutachten 
der Gesellschaft für Gesundheitsforschung als 
unter Effizienzgesichtspunkten problematisch 
beurteilt hat, und wie beurteilt die Bundesregie-
rung dies? 
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10. Abgeordneter 
Lutz 
(SPD) 

Seit wann und mit Haushaltsmitteln in welcher 
Höhe hat die Bundesregierung oder die Bundes-
anstalt für Arbeit das Projekt der F riedrich-
Thieding-Stiftung des Hartmannbundes „Rein-
tegrationshilfen für Ärzte aus der Dritten Welt" 
gefördert? 

11. Abgeordneter 
Lutz 
(SPD) 

Hat der Bundesregierung vor Eintritt in die 
Förderung des Reintegrationsprojektes der 
Friedrich-Thieding-Stiftung eine Projektbe-
schreibung mit Angabe von Ziel- und Durchfüh-
rungskonzepten vorgelegen, und wenn ja, hat 
die Bundesregierung eine entsprechende fachli-
che und wissenschaftliche Prüfung vorgenom-
men oder vornehmen lassen? 

12. Abgeordneter 
Reimann 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung nach ihrem bisheri-
gen Kenntnisstand feststellen, daß die F riedrich-
Thieding-Stiftung die ihr zur Durchführung des 
Programms zugeflossenen Mittel im Sinne des 
Programms angemessen und ordnungsgemäß 
verwendet hat, wenn nein, erwägt die Bundesre-
gierung eine Rückforderung von Geldern? 

13. Abgeordneter 
Reimann 
(SPD) 

Trifft die Schätzung der Gesellschaft für Gesund-
heitsforschung zu, daß etwa 10 v. H. (wahr-
scheinlich mehr) der als Rückkehrer in ihre Hei-
matländer gemeldeten Ärzte in der Bundesrepu-
blik Deutschland leben, und wie bewe rtet die 
Bundesregierung dies vor dem Hintergrund, daß 
der Stiftung als Kostenfür die Rückkehr je Per-
son 5 400 DM aus öffentlichen Mitteln ohne Be-
leg erstattet worden sind? 

14 Abgeordneter 
von der Wiesche 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Durchführung des Projektes 
„Reintegrationshilfen für Ärzte aus der Dritten 
Welt" an die Bedingungen geknüpft war, daß 
sich die durchführende Friedrich-Thieding-Stif-
tung mit 30 v. H. Eigenmittel beteiligt, und hat 
die Bundesregierung geprüft, wie die Stiftung 
die Bedingungen eingehalten hat? 

15. Abgeordnete 
Frau 
Schmidt 
(Nürnberg) 
(SPD) 

Was war nach Kenntnis der Bundesregierung 
Veranlassung für das von ihr mit der Projektab-
wicklung beauftragte Centrum für Internationale 
Migration und Entwicklung, die Arbeit der 
Friedrich-Thieding-Stiftung im Zusammenhang 
mit dem Reintregationsprogramm durch ein Gut-
achten der Gesellschaft für Gesundheitsfor-
schung, München, bewerten zu lassen? 

16. Abgeordnete 
Frau 
Schmidt 
(Nürnberg) 
(SPD) 

Welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregie-
rung aus dem Gutachten der Gesellschaft für 
Gesundheitsforschung für die bisherige und zu-
künftige Arbeit der Friedrich-Thieding-Stiftung 
an diesem Projekt, wenn festgestellt wird, „der 
Programmträger Friedrich-Thieding-Stiftung ist 
den Anforderungen seines vertraglichen Auftra-
ges und seines eigenen Anspruchs objektiv nicht 
gewachsen"? 
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17. Abgeordneter 
Dr. Kübler 
(SPD) 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar-
über vor, wie hoch die Gesamtverschuldung 
Afrikas gegenüber dem Ausland ist, und geht 
die Bundesregierung in ihrer Entwicklungspolitik 
davon aus, daß die afrikanischen Länder in der 
Lage sind, ihren Rückzahlungsverpflichtungen 
nachzukommen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

18. Abgeordnete 
Frau 
Borgmann 
(DIE GRÜNEN) 

Wie bewertet die Bundesregierung die Zuverläs-
sigkeit und Methologie der Länderberichte der 
Menschenrechtsorganisationen Americas Watch 
und Helsinki Watch? 

19. Abgeordnete 
Frau 
Borgmann 
(DIE GRÜNEN) 

Was haben die Bemühungen der Bundesregie-
rung um die Freilassung des in Südafrika inhaf-
tierten Berliner Pastors Kraatz und seiner Mitge-
fangenen bisher ergeben, und wie beurteilt die 
Bundesregierung diese Ergebnisse? 

20. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage 
des polnischen Staatspräsidenten General 
Jaruzelski: „Wir haben alle unsere Vereinbarun-
gen zur Familienzusammenführung erfüllt, sogar 
überfüllt" („stern" Nr. 50/1985), und was ge-
denkt sie zu tun? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

21. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 

Was hat die Bundesregierung bisher getan bzw. 
was gedenkt sie noch zu veranlassen, um den 
Zustrom sogenannter Wirtschaftsasylanten vor-
wiegend aus dem asiatischen Bereich über die 
DDR in die Bundesrepublik Deutschland zu stop-
pen, und was sind im einzelnen die Gründe, daß 
seitens der DDR-Behörden zwar der Zugang von 
Tamilen unterbunden wurde, aber andere, meist 
asiatischer und afrikanischer Nationalität, weiter 
über die DDR in die Bundesrepublik Deutsch-
land eingeschleust werden? 

22. Abgeordneter 
Rusche 
(DIE GRÜNEN) 

Wird ausländischen Homosexuellen, die sich in 
ihren Heimatländern politisch für eine Gleichbe-
rechtigung der Homosexuellen einsetzen und 
denen dadurch Gefängnis bzw. Todesstrafe dro-
hen, in der Bundesrepublik Deutschland Asyl 
gewährt, wenn sie aus diesem Grund Asyl bean-
tragen? 

23. Abgeordneter 
Dr. Emmerlich 
(SPD) 

Trifft es zu, daß Bedienstete des Bundeskriminal-
amtes im April 1983 oder zu anderer Zeit 18 Kilo-
gramm Heroin aus Pakistan in die Bundesrepu-
blik Deutschland transportiert und anschließend 
davon 5 Kilogramm weiter nach Belgien trans 
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portiert haben, und wie waren die näheren Be-
gleitumstände der Beteiligung der Bediensteten 
des Bundeskriminalamtes an dem Rauschgift-
transport (vgl. Bericht der Frankfurter Rund-
schau vom 18. Juli 1985, S. 13)? 

24. Abgeordnete 
Frau 
Weyel 
(SPD) 

Plant die Bundesregierung die Einführung eines 
neuen Grenzterminalsystems im Bereich des 
Grenzschutzeinzeldienstes, und welche Folgen 
hätte das für die Struktur der Arbeitsplätze, ins-
besondere für die mit Frauen besetzten Ange-
stelltenstellen? 

25. Abgeordnete .  
Frau 
Weyel 
(SPD) 

Ist es zutreffend, daß im Rahmen der Einführung 
eines neuen Grenzterminalsystems Frauen ent-
lassen und dafür ältere Polizeivollzugsbeamte 
des mittleren Polizeidienstes eingesetzt werden 
sollen bzw. beim Auslaufen von Beschäftigungs-
verhältnissen die Neubesetzung in dieser Form 
erfolgen soll? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

26. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, wie 
viele Selbstmorde und Selbstmordversuche sich 
in den Haftanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland durchschnittlich im Jahr ereignen? 

27. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 

Hält die Bundesregierung größere Anstrengun-
gen für notwendig, um der Suizidgefahr in den 
Haftanstalten wirkungsvoller begegnen zu 
können? 

28. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(Bremen) 
(DIE GRÜNEN) 

Wann wird die Bundesregierung mit einigen Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen für arbeitslose 
Assessoren in den gültigen Bundesgesetzen, die 
– wie z. B. das Energiewirtschaftsgesetz – in der 
Zeit des Deutschen Reiches Gesetzeskraft er-
langten, die Bezeichnungen, die auf damals exi-
stierende Reichsorgane verweisen, streichen 
bzw. durch die heute relevanten Bezeichnungen 
ersetzen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

29. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 

Ist die Bundesregierung bereit, die Gedenk-Um-
laufmünzen der Bundesrepublik Deutschland 
wieder als Silbermünzen, gegebenenfalls zum 
Nennwert von 10 DM herauszugeben, und ist 
sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß 
die derzeitige Legierung dieser Münzen vor al-
lem auch unter numismatischen Gesichtspunk-
ten ausgesprochen unattraktiv ist? 
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30. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 
(SPD) 

Wann rechnet die Bundesregierung mit den Be-
ratungsergebnissen der für die Prüfung der Ge-
meinnützigkeitsfragen – insbesondere auch für 
die rund 60 000 Amateursportvereine – einge-
setzten Kommission, und welche Verbesserun-
gen strebt die Bundesregierung für die Amateur-
sportvereine an? 

31. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 
(SPD) 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, im Rah-
men des „Steuerbereinigungsgesetzes 1986" mit 
einem jährlichen Steuerausfall, der nach Presse-
berichten rund 15 Millionen DM betragen soll, 
die Motorsportflieger wieder von der Mineralöl-
steuer zu befreien, und teilt die Bundesregierung 
die Auffassung, insbesondere auch der Sportor-
ganisationen, daß anstelle dieser einseitigen Be-
günstigung beispielsweise eine Erhöhung der 
steuerfreien Pauschale für Übungs- und Jugend-
leiter von gegenwärtig 2 400 DM auf 3 600 DM 
jährlich gerechter wäre? 

32. Abgeordneter 
Hettling 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
bayerischen Ministerpräsidenten Strauß, die 
Sportfliegerei wieder von der Mineralölsteuer zu 
befreien, wenn ja, ab wann soll dies dann auch 
für die Sportboote gelten? 

33. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 

Wie viele Raten .des der Volksrepublik Polen 
1975 gewährten Kredits in Höhe von einer Mil-
liarde DM sind inzwischen an die Bundesrepu-
blik Deutschland zurückgezahlt worden? 

34. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 

Worin liegt der Unterschied für die Entscheidung 
des Bundesaufsichtsamtes für das Versiche-
rungswesen von 1983, als es einen teueren 
„Balkantarif" für Griechen, Türken und Jugosla-
wen ablehnte und andererseits jetzt erst eine 
geplante Regionalisierung der Kraftfahrzeug-
versicherung für ganze Regierungsbezirke z. B. 
Niederbayern und Oberpfalz, höhere Sonderta-
rife hinzunehmen, bereit ist? 

35. Abgeordneter 
, Dr. Kunz 

(Weiden) 
(CDU/CSU) 

Welche sachlichen Gründe (außer von Wettbe-
werbsüberlegungen, die aber von der Bundesre-
gierung niemals als Rechtfertigung für die Regio-
nalisierung akzeptiert werden dürfte) rechtfer-
tigen höhere Kraftfahrzeugversicherungstarife 
für ganze Regionen, wo doch ausschließlich das 
persönliche Unfallprofil Maßstab für das Risiko 
und damit für die Höhe der Prämie der Kraftfahr-
zeugversicherungsprämie sein darf? 

36. Abgeordneter 
Huonker 
(SPD) 

Wie hoch wären die Steuermehreinnahmen von 
Bund und Ländern durch den Verkauf des Flick

-

Konzerns an die Deutsche Bank, und in welchem 
Bundesland fielen diese Mehreinnahmen an? 
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37. Abgeordneter 
Dr. Spöri 
(SPD) 

Wäre der geplante Verkauf des F lick-Konzerns 
an die Deutsche Bank mit den bankenpolitischen 
Grundsätzen der Bundesregierung vereinbar? 

38. Abgeordneter 
Dr. Lammert 
(CDU/CSU) 

Warum erkennt die Bundesregierung die nach 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerich-
tes rückwirkend für die Jahre 1971 bis 1979 
abzugsfähigen Kinderbetreuungskosten für die- 
jenigen Steuerpflichtigen nicht an, die ihre Steu-
erbescheide seinerzeit nicht angefochten haben 
– und das waren erfahrungsgemäß überwiegend 
Bezieher kleiner Einkommen –, obwohl sie bei 
der Investitionsabgabe für Bezieher höherer Ein-
kommen nach der Verfassungsgerichtsentschei-
dung ohne zwingende rechtliche Verpflichtung 
aus Billigkeitsgründen eine unverzügliche Rück-
erstattung an ausnahmslos alle Steuerpflichti-
gen veranlaßt hat, auch an diejenigen, die weder 
unter Vorbehalt gezahlt noch Klage eingereicht 
hatten? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wi rtschaft 

39. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 

Wie weit sind die Verhandlungen der Bundesre-
gierung mit internationalen Gremien über die 
künftige Ausgestaltung des Welttextilabkom-
mens in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht ge-
diehen? 

40. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 

Wie sind oder werden hierbei die Vorschläge der 
Gewerkschaft Textil-Bekleidung und der Textil-
und Bekleidungsindustrie berücksichtigt? 

41. Abgeordneter 
Gansel 
(SPD) 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
den Export  eines Panzers vom Typ Leo II zu 
Vorführzwecken nach Thailand genehmigt? 

42. Abgeordneter 
Gansel 
(SPD) 

In welcher Weise und mit welchem Ziel hat 
die Bundesregierung im Zusammenhang mit 
dieser Vorführung mit dem Unternehmen 
Krauss-Maffei zusammengearbeitet? 

43. Abgeordneter 
Roth 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung aus wettbe-
werbspolitischer Sicht die Fusion von Daimler-
Benz mit AEG und die zur Zeit diskutierte Betei-
ligung von den Bayerischen Motoren-Werken an 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm? 

44. Abgeordneter 
Roth 
(SPD) 

Sieht die Bundesregierung angesichts der Fu-
sionspläne in der Großwirtschaft die Notwendig-
keit, gesetzgeberisch tätig zu werden? 
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45. Abgeordnete 
Frau 
Matthäus-Maier 
(SPD) 

Hat. die Bundesregierung Einfluß genommen 
und warum hat sie sich gegebenenfalls nicht 
durchsetzen können, damit anstatt der Übereig-
nung der Friedrich Flick-Industrieverwaltung an 
die Deutsche Bank ein Bankenkonsortium be-
auftragt wird, treuhänderisch den Verkauf des 
Vermögens von Herrn Dr. F lick an der Börse zu 
übernehmen? 

46. Abgeordnete 
Frau 
Matthäus-Maier 
(SPD) 

Was unternimmt die Bundesregierung, um si-
cherzustellen, daß die Übernahme der F riedrich 
Flick-Industrieverwaltung durch die Deutsche 
Bank nicht zu einem weiteren Konzentrations-
prozeß in der deutschen Wirtschaft führt? 

47. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Däubler-Gmelin 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die öffentlich geäu-
ßerte Kritik, daß die Marktwirtschaft durch die 
„staatskapitalistische" Politik einzelner Mini-
sterpräsidenten unterhöhlt wird? 

48. Abgeordneter 
Dr. Jens 
(SPD) 

Hält die Bundesregierung ein grundsätzliches 
Verbot von Fusionen von Größtunternehmen mit 
einem Umsatz von mindestens 10 Milliarden DM 
im Jahr für nötig? 

49. Abgeordneter 
Dr. Jens 
(SPD) 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
das Unterlaufen der Fusionskontrolle durch die 
Einschaltung befreundeter Banken und Indu-
striegruppen zu unterbinden? 

50. Abgeordneter 
Dr. Mitzscherling 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der 
Wettbewerb zwischen den Unternehmen völlig 
unbeeinträchtigt bleibt, wenn eine Bank an meh-
reren Unternehmen ein und derselben Branche 
kapitalmäßig und/oder personell über Auf sichts-
ratsmandate beteiligt ist, oder sieht sie die Ge-
fahr, daß die Bankenvertreter beispielsweise auf 
eine Abstimmung der Investitionsplanungen 
zwischen den jeweiligen Unternehmen hin-
wirken? 

51. Abgeordneter 
Dr. Mitzscherling 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten des Bundeskartellamtes, daß eine 
Diskussion über das kartellrechtliche Instrumen-
tarium notwendigerweise auf die Rolle der Ban-
ken ausgedehnt werden muß, und ist die Bun-
desregierung bereit, den Einfluß der Banken zu 
reduzieren, indem die Zahl der von einer Bank 
gehaltenen Unternehmensbeteiligungen und 
Aufsichtsratmandate pro Branche begrenzt wird? 

52. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Martiny-Glotz 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die öffentliche Kritik, 
daß es nicht zu den Aufgaben einer Landesregie-
rung gehört, einen Rüstungskonzern zu schmie-
den bzw. ein starkes staatliches Bankinstitut zu 
schaffen? 
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53. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 

 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß eine Bank sich jeweils nur an einem Unter-
nehmen einer Branche kapitalmäßig beteiligen 
darf und nicht zugleich auch an seinem Wettbe-
werber? 

54. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Beteiligung einer Bank an einem Unter-
nehmen auf 10 v. H. des haftenden Eigenkapi-
tals des jeweiligen Unternehmens beschränkt 
sein soll? 

55. Abgeordneter 
Dr. Spöri 
(SPD) 

Wurde die Bundesregierung bzw. der Bundes-
kanzler über den geplanten Verkauf des Flick-
Konzerns an die Deutsche Bank unterrichtet? 

56. Abgeordneter 
Poß 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die öffentlich geäu-
ßerte Kritik, daß die Marktwirtschaft durch die 
„staatskapitalistische" Politik einzelner Mini-
sterpräsidenten unterhöhlt wird? 

57. Abgeordneter 
Schily 
(DIE GRÜNEN) 

Hat die Bundesregierung Kenntnis von beab-
sichtigten Anträgen zur Steuerbescheinigung 
nach § 6 b EStG im Zusammenhang mit der 
geplanten Veräußerung des Flick-Konzerns an 
die Deutsche Bank? 

58. Abgeordneter 
Schily 
(DIE GRÜNEN) 

Wäre der geplante Verkauf des Flick-Konzerns 
an die Deutsche Bank von der Veräußerungssei-
te her gesehen mit § 6 b EStG bei einer eventuel-
len Wiederanlage des erzielten Verkaufserlöses 
vereinbar? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

59. Abgeordneter 
Hinsken 
(CDU/CSU) 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß die 
Schnittholzimporte zu Billigstpreisen aus der 
DDR und CSSR den Holzmarkt und die Preise für 
einheimisches Holz ruinieren? 

60. Abgeordneter 
Hinsken 
(CDU/CSU) 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
den Forderungen des Bayerischen Bauernver-
bandes und der Bayerischen Forstbetriebsge-
meinschaften nachzukommen, die Einführung 
von Holz aus Ostblockländern zu Dumpingprei-
sen zu stoppen? 

61. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 

Ist der Bundesregierung die kritische Lage auf 
dem Holzmarkt bekannt, und was wird sie unter-
nehmen, um zu verhindern, daß durch verstärkte 
Rohholz- und Schnittholzimporte, insbesondere 
aus osteuropäischen Staaten, der Holzmarkt 
vollends ruiniert wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

62. Abgeordnete 
Frau 
Steinhauer 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
eine Stellungnahme zu den Prüfungsbemerkun-
gen des Bundesrechnungshofes vom 11. Februar 
1985 zur sparsamen und wirtschaftlichen Mittel-
verwendung durch den Verband Deutscher Ren-
tenversicherungsträger abzugeben und auf eine 
sparsamere Mittelverwendung hinzuwirken? 

63. Abgeordnete 
Frau 
Steinhauer 
(SPD) 

Treffen Informationen zu, wonach u. a. die höhe-
ren Ausgaben des Verbandes Deutscher Renten

-

versicherungsträger durch eine verstärkte Inan-
spruchnahme des VDR (z. B. Stellungnahme zu 
verschiedenen Problemen der Rentenversiche-
rung) entstanden sind und noch entstehen? 

64. Abgeordneter 
Grünbeck 
(FDP) 

Ist die Bundesregierung bereit, in einer Informa-
tionskampagne auf die haftungsrechtlichen Pro-
bleme bei Kraftfahrzeugunfällen hinzuweisen, 
die durch in Schwarzarbeit durchgeführte un-
sachgemäße oder unvollständige Reparaturen 
verursacht werden, um durch eine solche Inf or-
mationskampagne einen Beitrag zur Bekämp-
fung der Schwarzarbeit und der Erhöhung der 
Verkehrssicherheit zu leisten? 

65. Abgeordneter 
Zander 
(SPD) 

Wie hoch waren die Ausgaben der Bundesan-
stalt für Arbeit nach dem Arbeitsförderungsge-
setz in den Jahren 1983, 1984 und 1985 (letzter 
Stand) in Fällen mittelbar von Streik betroffener 
Arbeitnehmer und für Kurzarbeit aus betriebli-
chen Gründen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

66. Abgeordneter 
Antretter 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung Angaben des Landes-
innenministeriums Baden-Württemberg bestäti-
gen, das auf eine parlamentarische Anfrage des 
SPD-Landesvorsitzenden Ulrich Lang erklärt 
hat, daß anstelle der bestehenden sieben Tiefst-
fluggebiete in der Bundesrepublik Deutschland 
künftig 49 derartige Gebiete ausgewiesen wer-
den sollen, in denen in regelmäßigem Wechsel 
Tiefstflugübungen stattfinden werden? 

67. Abgeordneter 
Antretter 
(SPD) 

Ist gegebenenfalls davon auch der Raum 
Backnang/Sulzbach/Großerlach/Murrhardt/ 

Gschwend/Schwäbisch Gmünd/Lorch/Aalen und . 
Heidenheim betroffen, der bisher in keinem 
typischen Tiefstfluggebiet liegt? 
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68. Abgeordneter 
Kuhlwein 
(SPD) 

Welche Überlegungen verfolgt die Bundesregie-
rung, um bei der von ihr geplanten Verlänge-
rung des Wehrdienstes und des Zivildienstes 
einen möglichst nahtlosen anschließenden Über-
gang ins Bildungssystem zu gewährleisten? 

69. Abgeordnete 
Frau 
Odendahl 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor-
schlag des Bundesrates vom 29. November 1985, 
wonach vom Grundsatz der ununterbrochenen 
Abfolge des Grundwehrdienstes abgewichen 
werden soll, „wenn die Aufnahme eines Stu-
diums oder einer anderen Ausbildung infolge 
der Ableistung des Grundwehrdienstes erheb-
lich über den Zeitraum eines Jahres hinaus ver-
zögert würde"? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 

70. Abgeordnete 
Frau 
Odendahl 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung bereit, eine entspre-
chende Regelung auch für die Zivildienstleisten-
den zu finden? 

71. Abgeordneter 
Rusche 
(DIE GRÜNEN) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ausländi-
sche Praktikanten auf Veranlassung der Bundes-
anstalt für Arbeit ohne ihr Wissen einem LAV/ 
HTLV III-Antikörpertest unterzogen werden, 
und wie rechtfertigt sie das? 

72. Abgeordneter 
Oostergetelo 
(SPD) 

Wie wirken sich die Entlastungen durch Kinder-
freibeträge des Steuersenkungsgesetzes 1986/88 
für einen Spitzenverdiener, für einen Durch-
schnittsverdiener und für einen Sozialhilfeemp-
fänger finanziell aus? 

73. Abgeordneter 
Oostergetelo 
(SPD) 

Trifft es zu, daß alle Kindergeldberechtigten 
durch das Steuersenkungsgesetz 1986/88 bzw. 
durch das Elfte Gesetz zur Änderung des Bun-
deskindergeldgesetzes ab 1. Januar 1986 minde-
stens 46 DM monatlich erhalten, und gilt dies 
auch für die Bedürftigsten in unserem Lande, die 
Sozialhilfeempfänger, oder führt der Kindergeld-
zuschlag von 46 DM im Monat bei ihnen zu einer 
Kürzung der Sozialhilfeleistung, im Extremfall in 
gleicher Höhe? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

74. Abgeordneter 
Breuer 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung eine Aufwer-
tung der Ruhr-Sieg-Eisenbahnstrecke (Hagen- 
Siegen—Frankfurt/Main) im Rahmen zukünfti-
ger Entscheidungen über die Bundesverkehrs-
wegeplanung? 
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75. Abgeordneter 
Breuer 
(CDU/CSU) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
„Initiative Ruhr-Sieg-Strecke", wonach die Ei-
senbahnstrecke besonders im Abschnitt zwi-
schen Hagen und Siegen eine aus der Postkut-
schenzeit stammende Trassierung aufweist, die 
hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit in keiner 
Weise mehr den Anforderungen eines heute er-
forderlichen schnellen und reibungslosen Ver-
kehrsflusses gerecht wird? 

76. Abgeordneter 
Lohmann 
(Lüdenscheid) 
(CDU/CSU) 

Wie stellt sich die Bundesregierung zur Meinung 
der „Initiative Ruhr-Sieg-Strecke", wonach die 
Deutsche Bundesbahn bei der Festlegung des 
künftigen, auf Schnelligkeit angelegten Schie-
nennetzes, den Wirtschaftsraum Südwestfalen 
nicht nur ausspart, sondern nicht einmal mehr 
tangiert? 

77. Abgeordneter 
Lohmann 
(Lüdenscheid) 
(CDU/CSU) 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Inve-
stitionsaufwendungen für die Verbesserung der 
Leistungsfähigkeit bezüglich eines Schnellver-
kehrs auf der Ruhr-Sieg-Eisenbahnstrecke (Ha-
gen—Siegen—Frankfurt/Main) durch ein Neu-
bzw. Ausbaukonzept? 

78. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
das Ausmaß der Schäden vor, die durch die Ver-
wendung von Streusalz im Winter an Natur- und 
Straßenbauwerken (Korrosionsschäden an 
Spannbetonbauwerken) verursacht werden? 

79. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 

Wie weit ist der in der Fragestunde vom 17. 
Januar 1985 erwähnte Prüfungsauftrag des Bun-
desministeriums für Verkehr an die Bundesan-
stalt für das Straßenwesen in Köln gediehen (Ple-
narprotokoll 10/114, S. 8478B), wonach die Wie-
derzulassung von Spikes angesichts der techni-
schen Fortentwicklung dieses Reifentyps und 
den damit gewonnenen praktischen Erfahrun-
gen in anderen Ländern ohne Zulassungsbe-
schränkung geprüft werden sollte? 

80. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD)  

Nach welchen Grundsätzen wird der Bundesmi-
nister für Verkehr die Entscheidungen des Vor-
standes zur künftigen Einrichtung der Regional-
dezernate prüfen und ist dabei davon auszuge-
hen, daß die Willensbildung des Bundesbahn-
vorstandes und des Verwaltungsrates, ein Regio-
naldezernat in Weiden zu errichten, bestätigt 
wird? 

Bonn, den 6. Dezember 1985 






